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2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 26.11.2003

3. Instanz

Datum 23.11.2005

Die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 26. November 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche
Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Befreiung des KlÃ¤gers von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung als selbststÃ¤ndiger
Lehrer.

Der 1954 geborene KlÃ¤ger betreibt gemeinsam mit seinem Schwager seit 1. Januar
1990 eine Fahrschule, in der seine Ehefrau, seine SchwÃ¤gerin und seine
Schwiegermutter beschÃ¤ftigt waren. Seine Ehefrau war seit Januar 1990 als
BÃ¼rokraft mit einer durchschnittlichen regelmÃ¤Ã�igen Arbeitszeit von acht
Stunden wÃ¶chentlich sowie einem Arbeitsentgelt von zunÃ¤chst monatlich 470 DM
tÃ¤tig. FÃ¼r die Monate Januar bis September 1998 wurden ihr monatlich 620 DM,
insgesamt 5.580 DM, gezahlt. Ebenfalls seit Januar 1990 war seine SchwÃ¤gerin als
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BÃ¼rokraft mit einer durchschnittlichen regelmÃ¤Ã�igen Arbeitszeit von acht
Stunden wÃ¶chentlich und einem Entgelt von zunÃ¤chst 470 DM monatlich
beschÃ¤ftigt. Im Jahr 1998 betrug ihr Arbeitsentgelt insgesamt 7.440 DM bei einem
monatlichen Gehalt von durchschnittlich 620 DM fÃ¼r die Monate Januar bis
Dezember 1998. Seine Schwiegermutter war ab September 1991 als BÃ¼rokraft mit
einer regelmÃ¤Ã�igen Arbeitszeit von acht Stunden wÃ¶chentlich und einem
monatlichen Arbeitsentgelt von zunÃ¤chst 430 DM tÃ¤tig. In den Monaten Januar
bis September 1998 wurden ihr monatlich 620 DM, insgesamt 5.580 DM, gezahlt.

Den am 19. September 2001 eingegangenen Antrag des KlÃ¤gers vom 30. August
2001, ihn von der Versicherungspflicht der SelbststÃ¤ndigen in der gesetzlichen
Rentenversicherung zu befreien, lehnte der beklagte RentenversicherungstrÃ¤ger
ab, weil der KlÃ¤ger zwar eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit ausÃ¼be, am 31.
Dezember 1998 jedoch nicht der Versicherungspflicht unterlegen habe. Er habe zu
diesem Zeitpunkt einen versicherungspflichtigen Arbeitnehmer iS von Â§ 2 Satz 1 Nr
1 bzw 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche
Rentenversicherung â�� (SGB VI) beschÃ¤ftigt, weil mehrere geringfÃ¼gige
BeschÃ¤ftigungen zusammenzurechnen seien (Bescheid vom 8. November 2001,
Widerspruchsbescheid vom 26. Juni 2002).

Das Sozialgericht (SG) hat mit Urteil vom 7. Juli 2003 die Klage abgewiesen. Mit
Urteil vom 26. November 2003 hat das Landessozialgericht (LSG) die Berufung
zurÃ¼ckgewiesen und zur BegrÃ¼ndung ua ausgefÃ¼hrt, die Voraussetzungen
fÃ¼r eine Befreiung nach Â§ 231 Abs 6 SGB VI seien schon deshalb nicht erfÃ¼llt,
weil der KlÃ¤ger am 31. Dezember 1998 keine versicherungspflichtige
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit gemÃ¤Ã� Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI ausgeÃ¼bt habe.
Zwar sei er als Mitunternehmer der Fahrschule selbststÃ¤ndig tÃ¤tiger Lehrer
gewesen, habe jedoch Ã¼ber das gesamte Jahr 1998 und auch am 31. Dezember
1998 drei Arbeitnehmer in geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen
beschÃ¤ftigt, deren Arbeitsentgelte insgesamt die GeringfÃ¼gigkeitsgrenze des Â§
8 des Viertes Buches Sozialgesetzbuch â�� Gemeinsame Vorschriften fÃ¼r die
Sozialversicherung â�� (SGB IV) Ã¼berstiegen hÃ¤tten und die damit einem
versicherungspflichtigen Arbeitnehmer iS von Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI
gleichgestanden hÃ¤tten. Ein Gehaltsverzicht der Arbeitnehmerinnen auf Grund der
wirtschaftlichen Situation des Betriebes fÃ¼r die Monate November und Dezember
1998 stehe dem nicht entgegen. Dies gelte selbst dann, wenn man zu Gunsten des
KlÃ¤gers nur die HÃ¤lfte des durchschnittlichen monatlich gezahlten
Gesamtarbeitsentgelts von 1.550 DM berÃ¼cksichtigte. Auch eine analoge
Anwendung des Â§ 231 Abs 6 SGB VI auf SelbststÃ¤ndige, die am 31. Dezember
1998 nicht versicherungspflichtig waren, scheide aus; die Vorschrift verstoÃ�e auch
nicht gegen Art 3 des Grundgesetzes (GG).

Mit seiner vom LSG zugelassenen Revision rÃ¼gt der KlÃ¤ger sinngemÃ¤Ã� die
Verletzung der Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI und Â§ 231 Abs 6 SGB VI sowie von Art 3 GG.
Es sei bereits zweifelhaft, ob der Gesetzgeber tatsÃ¤chlich dem Begriff des Lehrers
die Fahrlehrer bzw Fahrtrainer habe zuordnen wollen. Auch sei die
Versicherungspflicht von nur wenigen Berufsgruppen, hier der Lehrer,
verfassungsrechtlich bedenklich, weil andere Berufsgruppen, die ebenfalls auf den
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Einsatz ihrer Arbeitskraft angewiesen und damit genauso schutzwÃ¼rdig seien,
nicht der Versicherungspflicht unterlÃ¤gen. Die BeschÃ¤ftigung mehrerer
HilfskrÃ¤fte, deren TÃ¤tigkeit jeweils wegen Unterschreitung der
GeringfÃ¼gigkeitsgrenze des Â§ 8 Abs 1 Nr 1 SGB IV nicht versicherungspflichtig
sei, kÃ¶nne schon dem Wortlaut nach nicht unter den Begriff der BeschÃ¤ftigung
eines versicherungspflichtigen Arbeitnehmers iS von Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI fallen
und der Versicherungspflicht entgegenstehen. Jedenfalls mÃ¼sse Â§ 231 Abs 6 SGB
VI dahin ausgelegt werden, dass auch bei fehlender Versicherungspflicht beim
Vorliegen der weiteren Voraussetzungen dieser Vorschrift eine Befreiung mÃ¶glich
sei. Ein sachlicher Grund fÃ¼r die Ungleichbehandlung zwischen selbststÃ¤ndigen
Lehrern, die am 31. Dezember 1998 versicherungspflichtig waren, und solchen, die
der Versicherungspflicht zwar nicht am 31. Dezember 1998 unterlagen, aber uU â��
wie er â�� in Zukunft versicherungspflichtig werden kÃ¶nnten, lÃ¤ge nicht vor.
Hohe Beitragsnachforderungen bei Unkenntnis der Versicherungspflicht kÃ¶nnten
die Ungleichbehandlung nicht rechtfertigen, weil die Befreiung nicht nur
rÃ¼ckwirkend, sondern auch fÃ¼r die Zukunft gelte. Auch dem Lehrer, der zum
maÃ�geblichen Zeitraum davon ausging, versicherungsfrei zu sein, oder
versicherungsfrei war, in Zukunft aber versicherungspflichtig werden kÃ¶nne,
mÃ¼sse ein Befreiungsrecht eingerÃ¤umt werden.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen
vom 26. November 2003, das Urteil des Sozialgerichts KÃ¶ln vom 7. Juli 2003 sowie
den Bescheid der Beklagten vom 8. November 2001 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 26. Juni 2002 aufzuheben und die Beklagte zu
verpflichten, ihn von der Sozialversicherungspflicht gemÃ¤Ã� Â§ 231 Abs 6 SGB VI
zu befreien.

Die Beklagte beantragt, die Revision gegen das Urteil des Landessozialgerichts
Nordrhein-Westfalen vom 26. November 2003, Az: L 8 RA 54/03, zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das Urteil des LSG fÃ¼r zutreffend.

II

Die Revision des KlÃ¤gers ist unbegrÃ¼ndet. Das LSG hat seine Berufung gegen
das die Klage abweisende Urteil des SG zu Recht zurÃ¼ckgewiesen. Der Bescheid
der Beklagten vom 8. November 2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 26. Juni 2002 ist rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Befreiung
von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung.

Die Befreiung ist bis zum 30. September 2001 zu beantragen; sie wirkt vom Eintritt
der Versicherungspflicht an.

Der KlÃ¤ger gehÃ¶rt bereits nicht zum Adressatenkreis des Â§ 231 Abs 6 SGB VI,
weil er nach der hier allein in Betracht kommenden Vorschrift des Â§ 2 Nr 1 SGB VI,
nach AnfÃ¼gung des Satzes 2 durch Art 4 Nr 2 des Gesetzes zur Neuregelung der
geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse vom 24. MÃ¤rz 1999 (BGBl I S 388)
ab 1. April 1999 (vgl Art 19 des Gesetzes) Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI (im Folgenden
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einheitlich: Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI), am maÃ�geblichen Stichtag des 31. Dezember
1998, auf den abzustellen ist, in seiner selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit nicht der
Versicherungspflicht unterlag.

a) GemÃ¤Ã� Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI sind versicherungspflichtig selbststÃ¤ndige
Lehrer, die im Zusammenhang mit ihrer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit keinen
versicherungspflichtigen Arbeitnehmer beschÃ¤ftigen. Die Versicherungspflicht des
selbststÃ¤ndigen Lehrers besteht dabei unabhÃ¤ngig von der konkret bestehenden
Versicherungspflicht des von ihm beschÃ¤ftigten Arbeitnehmers auch dann nicht,
wenn er im Zusammenhang mit seiner TÃ¤tigkeit regelmÃ¤Ã�ig Arbeitnehmer in
einem Umfang beschÃ¤ftigt, dass bei Zusammenrechnung ihrer Entgelte die Grenze
des Â§ 8 Abs 1 Nr 1 SGB IV Ã¼berschritten wird (so auch Boecken in: GK-SGB VI,
Stand Februar 1992, Â§ 2 RdNr 42 f; Klattenhoff in: Hauck/Noftz, SGB VI, Stand
Oktober 2005, K Â§ 2 RdNr 27b; GÃ¼rtner: in Kasseler Kommentar, Stand: MÃ¤rz
2001, Â§ 2 SGB VI RdNr 10). Die entgegenstehende allein am Wortlaut orientierte
Auslegung dieser Vorschrift durch die Revision trÃ¤gt dem sich aus der
Entstehungsgeschichte ergebenden Zweck der Vorschrift, eine soziale Absicherung
der selbststÃ¤ndig tÃ¤tigen Lehrer, die auf die Ausnutzung ihrer eigenen
Arbeitskraft angewiesen sind, zu schaffen, nicht hinreichend Rechnung.

Bis zum Inkrafttreten des SGB VI bestand gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs 1 Nr 3 des
Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) Versicherungspflicht fÃ¼r
selbststÃ¤ndige Lehrer, die in ihrem Betrieb keine Angestellten beschÃ¤ftigten (vgl
allgemein zur Entwicklung der Versicherungspflicht der selbststÃ¤ndigen Lehrer
Urteil des Senats vom 12. Oktober 2000, B 12 RA 2/99 R, SozR 3-2600 Â§ 2 Nr 5 S
29 f). Der Versicherungspflicht stand nach der Rechtsprechung des Senats die
BeschÃ¤ftigung einer Hilfskraft nicht entgegen, wenn diese sich in den Grenzen
einer geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigung nach Â§ 8 Abs 1 Nr 1 SGB IV hielt (vgl Urteil
vom 11. Dezember 1987, 12 RK 58/85, SozR 2400 Â§ 2 Nr 24; vgl auch Urteil vom 9.
Dezember 1982, 12 RK 21/82, BSGE 54, 219 = SozR 2400 Â§ 2 Nr 22). Der Senat
hat in seinen Entscheidungen auf die SchutzbedÃ¼rftigkeit der in Â§ 2 AVG
genannten Gruppen von SelbststÃ¤ndigen abgestellt, die allein auf ihre Arbeitskraft
angewiesen sind, solange sie keine Angestellten gleicher Qualifikation
beschÃ¤ftigen, und die dann regelmÃ¤Ã�ig nicht in der Lage sind, so erhebliche
Verdienste zu erzielen, dass sie sich auÃ�erhalb der gesetzlichen
Rentenversicherung angemessen absichern kÃ¶nnen, und berÃ¼cksichtigt, dass
sowohl eine nur gelegentlich und fÃ¼r den Betrieb des SelbststÃ¤ndigen belanglose
BeschÃ¤ftigung von HilfskrÃ¤ften als auch eine regelmÃ¤Ã�ige BeschÃ¤ftigung in
nur geringem Umfang â�� insbesondere bei einem Angestellten â�� die
wirtschaftliche Lage nicht wesentlich beeinflusst. Zur Beurteilung, ob eine
BeschÃ¤ftigung in nur geringem Umfang vorlag, hat er die MaÃ�stÃ¤be des Â§ 8
Abs 1 Nr 1 SGB IV herangezogen. Ob und warum Versicherungspflicht oder
Versicherungsfreiheit des Angestellten besteht, hat er als fÃ¼r die
Versicherungspflicht des SelbststÃ¤ndigen nach Â§ 2 Abs 1 Nr 3 und 6 AVG nicht
entscheidend angesehen. Diese Auslegung vermied das anderenfalls
widersprÃ¼chliche Ergebnis, dass bei BeschÃ¤ftigung eines wegen des
Zusammenrechnens von Zeiten und Entgelten aus einer anderen BeschÃ¤ftigung
gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs 2 SGB IV Versicherungspflichtigen in nur geringfÃ¼gigem
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Umfang im Gegensatz zur geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigung eines
versicherungsfreien Angestellten Versicherungspflicht des SelbststÃ¤ndigen nicht
bestand, aber ein SelbststÃ¤ndiger, der mehrere jeweils wegen GeringfÃ¼gigkeit
der BeschÃ¤ftigung versicherungsfreie Angestellte beschÃ¤ftigte, der
Versicherungspflicht unterlegen hÃ¤tte, obwohl dessen wirtschaftliche Lage nicht
mehr dem Leitbild des von Â§ 2 Abs 1 Nr 3 AVG erfassten Personenkreises
entsprach (vgl Urteile vom 11. Dezember 1987, 12 RK 58/85, SozR 2400 Â§ 2 Nr 24,
und vom 9. Dezember 1982, 12 RK 21/82, BSGE 54, 219 = SozR 2400 Â§ 2 Nr 22).

Durch das Inkrafttreten des SGB VI ab 1. Januar 1992 Ã¤nderten sich die
Voraussetzungen fÃ¼r die Versicherungspflicht der selbststÃ¤ndig tÃ¤tigen Lehrer
nur insoweit, als der Versicherungspflicht die BeschÃ¤ftigung eines Arbeitnehmers
und nicht nur die BeschÃ¤ftigung eines Angestellten entgegenstehen kann. Im
Ã�brigen ist eine Ã�nderung nicht erfolgt. Zwar setzt Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI
nunmehr voraus, dass kein versicherungspflichtiger Arbeitnehmer beschÃ¤ftigt
wird. Soweit damit die BeschÃ¤ftigung eines wegen GeringfÃ¼gigkeit
versicherungsfreien Arbeitnehmers die Versicherungspflicht nicht entfallen lÃ¤sst,
entspricht dies der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Rechtslage. Nicht
ersichtlich ist, dass der Gesetzgeber darÃ¼ber hinaus in Abkehr von der bisherigen
Rechtsprechung fÃ¼r die Versicherungspflicht des SelbststÃ¤ndigen auf den
Versicherungsstatus des BeschÃ¤ftigten abstellen wollte. Den Gesetzesmaterialien
ist zu entnehmen, dass die Vorschriften Ã¼ber den versicherten Personenkreis des
SGB VI weitgehend dem geltenden Recht entsprechen und grundsÃ¤tzlich keine
Ã�nderungen bei der Versicherungspflicht selbststÃ¤ndig TÃ¤tiger erfolgen sollten.
Dies galt insbesondere fÃ¼r Â§ 2 Nr 1 bis 7 SGB VI im Vergleich zu Â§ 2 Abs 1 Nr 3
bis 6a AVG und Â§ 1227 Abs 1 Satz 1 Nr 3 und 4 der Reichsversicherungsordnung
(RVO). Lediglich aus GrÃ¼nden der Harmonisierung sollte der Versicherungspflicht
der in Nr 1 und Nr 2 des Â§ 2 SGB VI genannten Personen allerdings bereits die
BeschÃ¤ftigung eines versicherungspflichtigen Arbeitnehmers, dh nicht nur die
BeschÃ¤ftigung eines Angestellten, entgegenstehen (vgl BT-Drucks 11/4124 S 148
f). Dementsprechend sah der Gesetzgeber im Hinblick auf diese von ihm
beabsichtigte Ã�nderung Ã�bergangsregelungen allein fÃ¼r selbststÃ¤ndig tÃ¤tige
Lehrer, Erzieher oder Pflegepersonen, die am 31. Dezember 1991 im
Zusammenhang mit ihrer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit keinen Angestellten, aber
mindestens einen Arbeiter beschÃ¤ftigt hatten und versicherungspflichtig waren,
vor. Diese blieben in dieser TÃ¤tigkeit versicherungspflichtig, wurden jedoch auf
Antrag von der Versicherungspflicht befreit (Â§ 229 Abs 1 Satz 1 Nr 2, Satz 2 bis 4
SGB VI; vgl BT-Drucks 11/4124 S 196). Die mit dem Gesetz zur Neuregelung der
geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse vom 24. MÃ¤rz 1999 mit Wirkung ab
1. April 1999 erfolgte Ã�nderung, nach der gemÃ¤Ã� Â§ 2 Satz 2 SGB VI
geringfÃ¼gig BeschÃ¤ftigte, die nach Â§ 5 Abs 2 Satz 2 SGB VI auf die
Versicherungsfreiheit verzichtet haben, nicht als versicherungspflichtige
Arbeitnehmer iS des Satzes 1 Nr 1, 2, 7 und 9 gelten, bezweckte keine Ã�nderung,
sondern die Beibehaltung des geltenden Rechts der Versicherungspflicht von
SelbststÃ¤ndigen (vgl BT-Drucks 14/280 S 14).

Wie schon bei Â§ 2 Abs 1 Nr 3 AVG wird diese Auslegung dem auch fÃ¼r Â§ 2 Satz 1
Nr 1 SGB VI vom Gesetzgeber zu Grunde gelegten SicherungsbedÃ¼rfnis der
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selbststÃ¤ndigen Lehrer (vgl BT-Drucks 11/4124 S 148) gerecht und verhindert
gleichheitswidrige Ergebnisse. Wird die Versicherungspflicht begrÃ¼ndende
SchutzbedÃ¼rftigkeit der in Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI genannten SelbststÃ¤ndigen in
einer generalisierenden, typisierenden und verwaltungsmÃ¤Ã�ig leicht
feststellbaren Weise sachgerecht davon abhÃ¤ngig gemacht, dass kein
Arbeitnehmer beschÃ¤ftigt wird (vgl zu Â§ 2 Nr 2 SGB VI Urteil des Senates vom 30.
Januar 1997, 12 RK 31/96, SozR 3-2600 Â§ 2 Nr 2 S 10), kann sich dieses die
SchutzbedÃ¼rftigkeit indizierende Kriterium nur nach dem Umfang der
BeschÃ¤ftigung von Arbeitnehmern, nicht jedoch nach deren
versicherungsrechtlichem Status bestimmen. Eine rechtfertigungsbedÃ¼rftige
Ungleichbehandlung gegenÃ¼ber den versicherungspflichtigen SelbststÃ¤ndigen
nach Â§ 2 Nr 9 SGB VI, eingefÃ¼gt durch Art 4 Nr 3 des Gesetzes zu Korrekturen in
der Sozialversicherung und zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte vom 19.
Dezember 1998 (BGBl I S 3843) mit Wirkung ab 1. Januar 1999 (vgl Art 11 des
Gesetzes), nach AnfÃ¼gung des Satzes 2 durch Art 4 Nr 2 des Gesetzes zur
Neuregelung der geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse vom 24. MÃ¤rz
1999 (BGBl I S 388) ab 1. April 1999 (Art 19 des Gesetzes) Â§ 2 Satz 1 Nr 9 SGB VI
(im Folgenden einheitlich: Â§ 2 Satz 1 Nr 9 SGB VI), liegt bereits deshalb nicht vor,
weil auch diese nicht der Versicherungspflicht unterliegen, wenn sie Arbeitnehmer,
unabhÃ¤ngig von deren konkretem Versicherungsstatus, in einem insgesamt mehr
als geringfÃ¼gigen Umfang beschÃ¤ftigten (vgl Urteil des Senats vom 23.
November 2005, B 12 RA 15/04 R, zur VerÃ¶ffentlichung vorgesehen).

b) Der KlÃ¤ger gehÃ¶rte zwar am 31. Dezember 1998 als selbststÃ¤ndiger
Fahrlehrer zu dem in Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI genannten Personenkreis (vgl Urteil
des Senats vom 12. Oktober 2000, SozR 3-2600 Â§ 2 Nr 5 S 30 mwN), im Jahre 1998
und damit auch am 31. Dezember 1998 bestand jedoch keine Versicherungspflicht
nach Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI, weil von ihm Arbeitnehmerinnen in einem insgesamt
mehr als geringfÃ¼gigen Umfang beschÃ¤ftigt wurden. Nach den Feststellungen
des LSG beschÃ¤ftigte der KlÃ¤ger in der von ihm mitbetriebenen Fahrschule in
diesem Zeitraum drei Arbeitnehmerinnen mit Entgelten von jeweils monatlich 620
DM und damit in einem bei Zusammenrechnung der monatlichen Entgelte die
Grenze des Â§ 8 Abs 1 SGB IV (1998: 620 DM) Ã¼berschreitenden Umfang.
Rechtlich nicht zu beanstanden und von der Revision auch nicht angegriffen ist,
dass das LSG wirtschaftlich den Umfang ihrer BeschÃ¤ftigung mindestens zur
HÃ¤lfte und damit mit einem Entgeltanteil von 775 DM der selbststÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers in der gemeinsam mit seinem Schwager betriebenen
Fahrschule zugerechnet hat. Zu Recht ist das LSG auch davon ausgegangen, dass
ein fÃ¼r November und Dezember 1998 erfolgter Gehaltsverzicht nicht zur
Versicherungspflicht des KlÃ¤gers in diesen Monaten fÃ¼hren konnte. Es kann
dahin stehen, ob und unter welchen zeitlichen Voraussetzungen eine
vorÃ¼bergehende NichtbeschÃ¤ftigung von Arbeitnehmern bei sonst
regelmÃ¤Ã�iger BeschÃ¤ftigung (vgl Urteil des Senats vom 30. Januar 1997, 12 RK
31/96, SozR 3-2600 Â§ 2 Nr 2 S 10) fÃ¼r die entsprechenden ZeitrÃ¤ume die
Versicherungspflicht begrÃ¼ndet, weil nach den Feststellungen des LSG die
Arbeitnehmerinnen im bisherigen Umfang weiter tÃ¤tig waren und die
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse fortbestanden. Es sind die fÃ¼r die Anwendung des 
Â§ 8 SGB IV geltenden GrundsÃ¤tze heranzuziehen. Ob Versicherungspflicht wegen
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Ã�berschreitens der GeringfÃ¼gigkeitsgrenze des Â§ 8 Abs 1 Nr 1 SGB IV besteht,
richtet sich nach dem tarifvertraglich oder einzelvertraglich zustehenden und nicht
lediglich nach dem zugeflossenen Arbeitsentgelt; ein Verzicht des Arbeitnehmers
auf das ihm zustehende Arbeitsentgelt ist unbeachtlich (vgl Urteil des Senats vom
14. Juli 2004, B 12 KR 1/04 R, BSGE 93, 119 = SozR 4-2400 Â§ 22 Nr 2, jeweils Rz 8
ff). Dies gilt gleichermaÃ�en fÃ¼r die Beurteilung des Umfanges der
BeschÃ¤ftigung eines Arbeitnehmers iS von Â§ 2 Abs 1 Nr 1 SGB VI.

2. Â§ 231 Abs 6 SGB VI ist nicht erweiternd dahin auszulegen, dass in den Kreis der
durch diese Vorschrift begÃ¼nstigten Personen auch solche SelbststÃ¤ndigen
einzubeziehen sind, die in ihrer TÃ¤tigkeit zwar nicht am 31. Dezember 1998,
jedoch in der Zeit davor nach Â§ 2 Satz 1 Nr 1 bis 3 SGB VI versicherungspflichtig
waren. Soweit die Revision ausfÃ¼hrt, Â§ 231 Abs 6 SGB VI mÃ¼sse auch auf den
KlÃ¤ger Anwendung finden, trÃ¤gt sie dem Zweck und dem systematischen
Zusammenhang der Norm sowie ihrer Entstehungsgeschichte nicht hinreichend
Rechnung.

Einer Ausdehnung des berechtigten Personenkreises Ã¼ber den Wortlaut des Â§
231 Abs 6 SGB VI hinaus steht schon entgegen, dass die Vorschrift als
Befreiungsnorm Ã¼berhaupt eine Ausnahme mit eng umgrenztem
Anwendungsbereich ist. DarÃ¼ber hinaus stellt sie auch innerhalb der
Befreiungsnormen des SGB VI einen Sonderfall dar, ermÃ¶glicht sie doch die
Befreiung von einer auf Grund von Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI individuell vor dem 1.
Januar 1999 bereits eingetretenen und andernfalls Ã¼ber den 31. Dezember 1998
hinaus unverÃ¤ndert fortbestehenden Versicherungspflicht, die in der hierdurch
fortgefÃ¼hrten jahrzehntelangen Tradition der gesetzlichen Rentenversicherung
steht. Sie rÃ¤umt damit ausnahmsweise und abweichend vom Prinzip der formellen
PublizitÃ¤t von Gesetzesrecht, demzufolge Gesetze mit ihrer VerkÃ¼ndung im
Bundesgesetzblatt allen Normadressaten unabhÃ¤ngig davon als bekannt gelten,
ob und wann diese tatsÃ¤chlich Kenntnis erlangt haben (vgl etwa Urteil des Senats
vom 9. Februar 1993 â�� 12 RK 28/92 â�� BSGE 72, 80, 83 = SozR 3-1300 Â§ 27 Nr
3 S 5 f mwN), ein Befreiungsrecht auch in FÃ¤llen glaubhaft gemachter Unkenntnis
bei gleichzeitig fehlendem Gesetzesvollzug durch die Verwaltung ein. Dies soll im
Hinblick auf die lÃ¤ngst getroffene Entscheidung des Gesetzes fÃ¼r eine an die
BerufsausÃ¼bung als Lehrer anknÃ¼pfende Rentenversicherungspflicht in Â§ 2
Satz 1 Nr 1 SGB VI und die ihr zu Grunde liegende generelle Vermutung einer
gerade hierdurch ausreichend begrÃ¼ndeten SchutzbedÃ¼rftigkeit zum einen mit
einem zeitlich bis zum 30. September 2001 befristeten Antragsrecht und zum
anderen fÃ¼r eine kleine Gruppe versicherungspflichtiger SelbststÃ¤ndiger gelten. 
Â§ 231 Abs 6 SGB VI grenzt den Kreis der durch die BefreiungsmÃ¶glichkeit
privilegierten versicherungspflichtigen SelbststÃ¤ndigen dadurch ein, dass er
Versicherungspflicht nach seinem Wortlaut nur und gerade "am" 31. Dezember
1998 verlangt. Zum Adressatenkreis der Befreiungsnorm gehÃ¶rt demnach nur, wer
sich auf Grund einer auf diesen Tag bezogenen Beurteilung nach Art einer
"Stichprobe" als versicherungspflichtig erweist.

Die Entstehungsgeschichte des Â§ 231 Abs 6 SGB VI bestÃ¤tigt dieses
VerstÃ¤ndnis. Die Norm ist erst auf Vorschlag des Ausschusses fÃ¼r Arbeit und
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Sozialordnung (11. Ausschuss) wÃ¤hrend des Gesetzgebungsverfahrens in den
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Ã�nderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
(BT-Drucks 14/4053) eingefÃ¼gt worden (BT-Drucks 14/5095). In der BegrÃ¼ndung
des Vorschlags (BT-Drucks 14/5095 S 9) wurde darauf hingewiesen, im Zuge der
zum 1. Januar 1999 in Kraft getretenen EinfÃ¼hrung der Rentenversicherungspflicht
fÃ¼r sog arbeitnehmerÃ¤hnliche SelbststÃ¤ndige nach Â§ 2 Satz 1 Nr 9 SGB VI
hÃ¤tten etliche SelbststÃ¤ndige erstmals erfahren, dass sie schon vor In-Kraft-
Treten dieser Neuregelungen rentenversicherungspflichtig gewesen seien. Dies
habe unter anderem fÃ¼r nach Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI versicherungspflichtige
selbststÃ¤ndige Lehrer gegolten. Dementsprechend hÃ¤tten die Betreffenden im
guten Glauben oftmals bereits anderweitig fÃ¼r ihr Alter vorgesorgt. Die Regelung
erÃ¶ffne fÃ¼r diese SelbststÃ¤ndigen eine dem Â§ 231 Abs 5 SGB VI nachgebildete
zeitlich befristete BefreiungsmÃ¶glichkeit. Hierdurch werde den berechtigten
Interessen der Betroffenen soweit wie mÃ¶glich Rechnung getragen.
Weitergehende Forderungen kÃ¶nnten nicht berÃ¼cksichtigt werden, weil
SelbststÃ¤ndige, die schon seit Jahren unter anderem nach Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI
rentenversicherungspflichtig gewesen seien, in Bezug auf den Schutz ihres guten
Glaubens an ein Nichtbestehen der Versicherungspflicht nicht besser gestellt
werden kÃ¶nnten als SelbststÃ¤ndige, die bis zum In-Kraft-Treten des Â§ 2 Satz 1 Nr
9 SGB VI tatsÃ¤chlich nicht rentenversicherungspflichtig waren. Dies gelte auch
fÃ¼r die jeweiligen Stichtage und Fristen.

Â§ 231 Abs 6 SGB VI kann damit in dem hier vorliegenden Zusammenhang nur so
ausgelegt werden, dass sein Adressatenkreis auf selbststÃ¤ndig TÃ¤tige
beschrÃ¤nkt ist, die "am" 31. Dezember 1998 tatsÃ¤chlich versicherungspflichtig
waren. Soweit im Schrifttum hiervon abweichend die Auffassung vertreten wird, die
Stichtagsregelung sei nach dem Normzweck dahingehend zu interpretieren, dass
am 31. Dezember 1998 nur eine dem Grunde nach versicherungspflichtige
TÃ¤tigkeit vorgelegen haben mÃ¼sse und es nur darauf ankomme, dass vor dem 1.
Januar 1999 â�� und nicht am 31. Dezember 1998 â�� tatsÃ¤chlich
Versicherungspflicht bestanden habe (vgl Klattenhoff in: Hauck/Noftz, SGB VI,
Stand: Oktober 2005, K Â§ 231 RdNr 59), vermag ihr der Senat im Hinblick auf die
Absicht des Gesetzgebers, die Befreiung als besondere Ausnahme auszugestalten
und den Ã¼bergangsweise privilegierten Personenkreis Ã¼ber einen
Beurteilungsstichtag entsprechend einzugrenzen, nicht zu folgen. Die bloÃ�e
AusÃ¼bung einer der in Â§ 2 Satz 1 Nr 1 bis 3 SGB VI genannten BerufstÃ¤tigkeiten
am 31. Dezember 1998, ohne dass darin auch Versicherungspflicht besteht, reicht
mithin nicht aus.

3. In dieser Auslegung verstÃ¶Ã�t Â§ 231 Abs 6 SGB VI nicht gegen Art 3 Abs 1 GG.

a) Der allgemeine Gleichheitssatz hindert den Gesetzgeber nach stÃ¤ndiger
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) grundsÃ¤tzlich nicht,
Stichtage einzufÃ¼hren, obwohl das unvermeidlich gewisse HÃ¤rten mit sich bringt,
insbesondere wenn sich die tatsÃ¤chliche Situation derjenigen Personen, die gerade
noch in den Genuss einer Neuregelung kommen, nur geringfÃ¼gig von der Lage
derjenigen unterscheidet, bei denen diese Voraussetzungen fehlen. Der
Gesetzgeber muss den ihm hierbei zustehenden Spielraum jedoch in sachgerechter

                             8 / 12

https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/BT-Drucks%2014/4053
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/BT-Drucks%2014/5095
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/BT-Drucks%2014/5095#Seite=9
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/231.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/231.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/231.html
https://dejure.org/gesetze/GG/3.html


 

Weise genutzt, dh die EinfÃ¼hrung des Stichtags Ã¼berhaupt und die Wahl des
Zeitpunktes am gegebenen Sachverhalt orientiert haben (vgl die
Rechtsprechungshinweise in BVerfG, Beschluss vom 13. Januar 2003 â�� 2 BvL 9/00
â�� FamRZ 2003, 834 = ZBR 2003, 247 = juris Nr: KVRE 313830301). â�� FÃ¼r die
Stichtagsregelung des Â§ 231 Abs 6 SGB VI lassen sich plausible GrÃ¼nde
anfÃ¼hren.

Die EinschÃ¤tzung des Gesetzgebers, dass eine Stichtagsregelung dem mit der
Befreiungsnorm verfolgten Ziel entspricht, ist sachgerecht. Im Hinblick auf die von
ihm selbst benannten SachgrÃ¼nde erweist sich eine derartige Stichtagsregelung
zur Begrenzung des Ã¼bergangsweise begÃ¼nstigten Personenkreises sogar als
praktisch unverzichtbarer Bestandteil der Befreiungsregelung. Soll nicht an die
Stelle einer einzelfallbezogenen Konservierung der Folgen einer mangelnden
Beachtung des Gesetzes in der Vergangenheit der Sache nach eine praktisch
generelle rÃ¼ckwirkende Beseitigung der Versicherungspflicht fÃ¼r
versicherungspflichtige selbststÃ¤ndige Lehrer treten, bedarf es notwendigerweise
einer tatbestandlichen AnknÃ¼pfung der Befreiungsregelung an eine in der
Vergangenheit tatsÃ¤chlich bestehende Versicherungspflicht. Auch die Auswahl des
Stichtags unter den in Betracht kommenden MÃ¶glichkeiten ist sachlich vertretbar.

Dass der Gesetzgeber im vorliegenden Zusammenhang die ZugehÃ¶rigkeit zum
Adressatenkreis des Â§ 231 Abs 6 SGB VI an die Rentenversicherungspflicht "am"
31. Dezember 1998, also in einem Zeitpunkt, und nicht in einem lÃ¤ngeren oder
kÃ¼rzeren zurÃ¼ckliegenden Zeitraum gekoppelt hat, ist verfassungsrechtlich
nicht zu beanstanden. Es liegt auf der Hand, dass eine schematische Abgrenzung
des begÃ¼nstigten Personenkreises, die an den Tatbestand der
Versicherungspflicht in einem in die Vergangenheit zurÃ¼ckreichenden Zeitraum
geknÃ¼pft ist, ihrerseits â�� jeweils rechtfertigungsbedÃ¼rftige â��
Benachteiligungen gegenÃ¼ber all jenen mit sich bringen wÃ¼rde, die trotz
vergleichbarer Lage ein Befreiungsrecht nicht erhalten, weil sie vor dem
maÃ�geblichen Zeitraum versicherungspflichtig waren. Insoweit trÃ¤gt der im
Schrifttum erhobene Einwand verfassungsrechtlich nicht, anders als bei sog
arbeitnehmerÃ¤hnlichen SelbststÃ¤ndigen sei der Stichtag fÃ¼r die
Statusbeurteilung des von Â§ 231 Abs 6 SGB VI erfassten Personenkreises "nicht
materiell legitimiert", "eher technisch" und deshalb ungeeignet (vgl Klattenhoff
aaO). Der hieraus gezogene Schluss, das Bestehen von Versicherungspflicht
mÃ¼sse deshalb nicht am 31. Dezember 1998, sondern in dem "vor dem 1. Januar
1999 liegenden Zeitraum" beurteilt werden, begegnet den eben genannten
Bedenken.

Auch der Zeitpunkt selbst ist am gegebenen Sachverhalt orientiert. Der
Gesetzgeber hat den fÃ¼r die Einbeziehung in den begÃ¼nstigten Personenkreis
maÃ�geblichen Stichtag an das In-Kraft-Treten der Regelung Ã¼ber die
Versicherungspflicht sog arbeitnehmerÃ¤hnlicher SelbststÃ¤ndiger nach Â§ 2 Satz 1
Nr 9 SGB VI (eingefÃ¼gt durch das Gesetz zu Korrekturen in der Sozialversicherung
und zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte vom 19. Dezember 1998) und der diese
betreffenden Befreiungsnormen des Â§ 231 Abs 5 SGB VI und Â§ 6 Abs 1a SGB VI
(geÃ¤ndert bzw eingefÃ¼gt durch das Gesetz zur FÃ¶rderung der
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SelbststÃ¤ndigkeit vom 20. Dezember 1999 (BGBl I 2000, 2)) zum 1. Januar 1999
gekoppelt. Er hat damit an einen Zeitpunkt angeknÃ¼pft, in dem mit der
erstmaligen Regelung von Versicherungspflicht und -befreiung der sog
arbeitnehmerÃ¤hnlichen SelbststÃ¤ndigen das Thema der
Rentenversicherungspflicht SelbststÃ¤ndiger in einem umfassenden Kontext wieder
in den Blickpunkt von Verwaltung und Ã�ffentlichkeit gerÃ¼ckt war. Die wesentlich
vom Gedanken des Schutzes individueller Unkenntnis bei fehlendem
Verwaltungsvollzug getragene Befreiungsregelung des Â§ 231 Abs 6 SGB VI
begegnet insoweit keinen Bedenken. Denn sie grenzt ihren Anwendungsbereich auf
diese Weise Ã¼ber den Stichtag zeitnah zur RechtsÃ¤nderung auf die
SelbststÃ¤ndigen ein, fÃ¼r die der Gedanke des Gutglaubensschutzes Ã¼berhaupt
trÃ¤gt.

b) Die durch die Stichtagsregelung fÃ¼r die vom KlÃ¤ger reprÃ¤sentierte
Personengruppe eintretenden Nachteile sind nicht von einem solchen Gewicht, dass
sie im VerhÃ¤ltnis zu den die Befreiungsnorm tragenden GrÃ¼nden mit Art 3 Abs 1
GG nicht mehr vereinbar wÃ¤ren. Soweit als Konsequenz der Stichtagsregelung
SelbststÃ¤ndige vom Befreiungsrecht ausgeschlossen werden, die in der
Vergangenheit versicherungspflichtig waren, am 31. Dezember 1998 aber nicht
mehr der Rentenversicherungspflicht unterlagen, ist deren Schlechterstellung aus
den gleichen GrÃ¼nden sachlich gerechtfertigt, die die Stichtagsregelung selbst als
verfassungsgemÃ¤Ã� erscheinen lassen. Zur Vermeidung einer praktisch generellen
rÃ¼ckwirkenden Beseitigung der Versicherungspflicht fÃ¼r versicherungspflichtige
selbststÃ¤ndige Lehrer war es notwendig, den Kreis der Ã¼bergangsweise
begÃ¼nstigten Personen durch eine enge tatbestandliche AnknÃ¼pfung zu
begrenzen. Soweit Â§ 231 Abs 5 SGB VI die dort erÃ¶ffnete BefreiungsmÃ¶glichkeit
fÃ¼r Personen, die erstmals nach dem 31. Dezember 1998 versicherungspflichtig
wurden, nicht auch auf Versicherungspflichtige nach Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI
erstreckt bzw Â§ 231 Abs 6 SGB VI denjenigen, die erst nach dem 31. Dezember
1998 nach Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI versicherungspflichtig werden, eine Befreiung
verweigert, verstÃ¶Ã�t diese Benachteiligung ebenfalls nicht gegen Art 3 Abs 1 GG.
Insbesondere kann der KlÃ¤ger nicht verlangen, mit sog arbeitnehmerÃ¤hnlichen
SelbststÃ¤ndigen gleichbehandelt zu werden, die bis zum In-Kraft-Treten des Â§ 2
Satz 1 Nr 9 SGB VI am 1. Januar 1999 tatsÃ¤chlich nicht versicherungspflichtig
waren. Mit Â§ 2 Satz 1 Nr 9 SGB VI hat der Gesetzgeber fÃ¼r diesen Personenkreis
einen neuen Versicherungspflichttatbestand geschaffen, der deren
Rentenversicherungspflicht nicht wie die TatbestÃ¤nde der Nr 1 bis 8 des Â§ 2 Satz
1 SGB VI Ã¼ber die ZugehÃ¶rigkeit zu bestimmten Berufsgruppen, sondern Ã¼ber
typische TÃ¤tigkeitsmerkmale bestimmt. Zu dem von dieser Vorschrift erfassten
Personenkreis gehÃ¶rt der KlÃ¤ger schon deshalb nicht, weil er unbeschadet des
Nachrangs der Versicherungspflicht nach Â§ 2 Satz 1 Nr 9 SGB VI gegenÃ¼ber der
nach Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI (vgl dazu Urteil des Senats vom heutigen Tag B 12 RA
5/03 R â�� zur VerÃ¶ffentlichung in SozR vorgesehen) als Fahrlehrer nicht auf
Dauer und im Wesentlichen nur fÃ¼r einen Auftraggeber tÃ¤tig ist.

Aus GrÃ¼nden der versicherungsrechtlichen Statuswahrung rÃ¤umt das SGB VI den
nach Â§ 2 Satz 1 Nr 9 SGB VI erstmals Versicherungspflichtigen in grÃ¶Ã�erem
Umfang Rechte ein, sich von der neu begrÃ¼ndeten Rentenversicherungspflicht
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befreien zu lassen. So gestattet Â§ 231 Abs 5 SGB VI, bis zum 30. Juni 2000
befristet, die Befreiung von der Versicherungspflicht fÃ¼r solche SelbststÃ¤ndige,
die auf Grund ihrer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit am 31. Dezember 1998 unmittelbar
mit dem Wirksamwerden des Â§ 2 Satz 1 Nr 9 SGB VI am 1. Januar 1999
versicherungspflichtig wurden. DarÃ¼ber hinaus steht allen SelbststÃ¤ndigen ein
Befreiungsrecht innerhalb eines Jahres nach Eintritt der Versicherungspflicht zu, die
in einer am 31. Dezember 1998 ausgeÃ¼bten selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit erst
nach diesem Stichtag nach Â§ 2 Satz 1 Nr 9 SGB VI versicherungspflichtig werden.
SchlieÃ�lich kÃ¶nnen Personen nach Â§ 6 Abs 1a SGB VI unter bestimmten
Voraussetzungen von der Rentenversicherungspflicht befreit werden, wenn sie ihre
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit erst nach dem 31. Dezember 1998 aufgenommen haben
(Satz 1 Nr 1) oder sich in der Phase des altersbedingten Ã�bergangs aus einer
selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit in die NichterwerbstÃ¤tigkeit befinden (Satz 1 Nr 2).

Â§ 231 Abs 5 SGB VI ist am Vorbild frÃ¼herer Befreiungsvorschriften orientiert, die
bestimmten Personengruppen bei erstmaliger EinfÃ¼hrung von
Versicherungspflicht Ã¼bergangsweise zur Statuswahrung verhelfen sollten. So
wurde Angestellten, die am 28. Februar 1957, 30. Juni 1965 oder letztmalig am 31.
Dezember 1967 die Jahresarbeitsverdienstgrenze Ã¼berschritten hatten und
anschlieÃ�end versicherungspflichtig wurden, durch Art 2 Â§ 1 Abs 1 des
Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes (AnVNG) vom 23. Februar 1957
(BGBl I 88) in seinen verschiedenen Fassungen ein Befreiungsrecht eingerÃ¤umt,
wenn sie das 50. Lebensjahr vollendet hatten oder in der dort geforderten Weise
fÃ¼r ihr Alter und ihre Hinterbliebenen vorgesorgt hatten. Unter gleichen oder
Ã¤hnlichen Voraussetzungen durch eine Befreiungsnorm privilegiert wurden
Angestellte, die auf Grund einer TÃ¤tigkeit auÃ�erhalb des Geltungsbereichs des
AnVNG zunÃ¤chst versicherungsfrei oder nicht versicherungspflichtig waren, nach
RÃ¼ckkehr aber der Versicherungspflicht unterlagen (Art 2 Â§ 1 Abs 2 AnVNG,
eingefÃ¼gt durch Art 2 Â§ 2 Nr 1 Buchst d des Dritten Rentenversicherungs-
Ã�nderungsgesetzes vom 28. Juli 1969 (BGBl I 956)), sowie freiberuflich tÃ¤tige
Hebammen, die auf Grund des Hebammengesetzes versicherungspflichtig
geworden waren (Art 2 Â§ 1c AnVNG, eingefÃ¼gt durch Art 5 Nr 2 des Siebten
Rentenversicherungs-Ã�nderungsgesetzes vom 19. Dezember 1986 (BGBl I 2586)).
Ã�ber eine entsprechende BefreiungsmÃ¶glichkeit des Ã�bergangsrechts
verfÃ¼gten schlieÃ�lich KÃ¼stenschiffer und KÃ¼stenfischer, nachdem sie durch
eine Ã�nderung des Â§ 1227 Abs 1 Nr 4 RVO versicherungspflichtig geworden
waren (Art 2 Â§ 1c des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes (ArVNG)
vom 23. Februar 1957 (BGBl I 45), eingefÃ¼gt durch Art II Â§ 4 des
Sozialgesetzbuches vom 4. November 1982 (BGBl I 1450)). â�� In dieser Tradition
von Befreiungsregelungen steht Â§ 231 Abs 6 SGB VI nicht.

Zwar hat der Gesetzgeber die Befreiungsnorm des Â§ 231 Abs 6 SGB VI dem fÃ¼r
sog arbeitnehmerÃ¤hnliche SelbststÃ¤ndige geltenden Â§ 231 Abs 5 SGB VI
nachgebildet (BT-Drucks 14/5095 S 9) und hinsichtlich der Stichtage und
Befreiungsvoraussetzungen weitgehend an diese Vorschrift angeknÃ¼pft. Auch
dient Â§ 231 Abs 6 SGB VI wie jene dem Schutz des Vertrauens in den Fortbestand
einer erworbenen â�� auÃ�erhalb der gesetzlichen Rentenversicherung
aufgebauten â�� Vorsorgeposition. Jedoch ist Â§ 231 Abs 5 SGB VI fÃ¼r eine
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gÃ¤nzlich anders strukturierte Problemlage geschaffen worden. Â§ 231 Abs 5 SGB
VI liegt das gesetzgeberische Motiv zu Grunde, wie bei den genannten
Befreiungsregelungen im AnVNG und ArVNG aus GrÃ¼nden der StatuskontinuitÃ¤t
einen frÃ¼heren Rechtszustand dadurch aufrecht zu erhalten, dass den nunmehr
Versicherungspflichtigen die MÃ¶glichkeit gegeben wird, Ã¼ber die Befreiung einen
wirkungsgleichen â�� weil sich in der Freistellung von Beitragslasten
konkretisierenden â�� Zustand zu erreichen. Â§ 231 Abs 6 SGB VI verfolgt
demgegenÃ¼ber ein anderes Ziel. Die Vorschrift dient der nach Ansicht des
Gesetzgebers gebotenen Bereinigung einer Problemlage, die aus einem
unvollkommenen frÃ¼heren Gesetzesvollzug der RentenversicherungstrÃ¤ger
entstanden ist (vgl Klattenhoff in: Hauck/Noftz, SGB VI, Stand Oktober 2005, K Â§
231 RdNr 3a). Um Unbilligkeiten zu vermeiden, hat der Gesetzgeber den
betroffenen SelbststÃ¤ndigen ausnahmsweise bei individueller Unkenntnis ein
Recht zur Befreiung von der tatsÃ¤chlich bestehenden Rentenversicherungspflicht
eingerÃ¤umt. Diese besondere Problemlage rechtfertigt es allenfalls, ein
Befreiungsrecht nur zeitlich befristet und einer kleinen Personengruppe zu
gewÃ¤hren und fÃ¼r Personen wie dem KlÃ¤ger weitergehende Befreiungsrechte,
wie sie Versicherungspflichtigen nach Â§ 2 Satz 1 Nr 9 SGB VI zustehen,
auszuschlieÃ�en. Nicht zuletzt rechtfertigt sie es auch, solche SelbststÃ¤ndigen
vom Befreiungsrecht des Â§ 231 Abs 6 SGB VI auszunehmen, die vor dem 31.
Dezember 1998 von ihrer Rentenversicherungspflicht Kenntnis hatten und in der
Regel Ã¼ber viele Jahre PflichtbeitrÃ¤ge gezahlt haben. Anders als fÃ¼r Personen
mit Befreiungsrecht besteht eine faktische Wahlfreiheit zwischen privater
Altersvorsorge und der gesetzlichen Rentenversicherung fÃ¼r diese nicht. Â§ 231
Abs 6 SGB VI, der nicht als "Amnestieregelung fÃ¼r gesetzwidrig Handelnde",
sondern â�� nach dem Gesetzeswortlaut â�� als HÃ¤rteregelung fÃ¼r
GutglÃ¤ubige zu verstehen ist, erfasst diese Personen nicht, weil ein
schutzwÃ¼rdiges Interesse an einem Systemwechsel fÃ¼r diese nicht erkennbar
ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 des Sozialgerichtsgesetzes.

Erstellt am: 01.02.2006

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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